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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten für die Bezeichnung von Textil- 
erzeugnissen 

(Bericht des Wirtschaftsausschusses) 


A. Problem 

In den Mitgliedstaaten der EG gelten unterschiedliche Textil- 
kennzeichnungsvorschriften. Dies erschwert die Markttranspa- 
renz und hemmt den innergemeinschaftlichen Handel. 


B. Lösung 

Die EG-Kommission schlägt deshalb vor, die geltenden Textil- 
kennzeichnungsvorschriften in der Gemeinschaft zu vereinheit- 
lichen. 


C. Alternativen 

In einzelnen Positionen des Richtlinienentwurfs (s. Bericht II, 
1 bis 5) sollten Regelungen des deutschen Textilkennzeichnungs- 
gesetzes übernommen oder Kompromißlösungen angestrebt 
werden, die der deutschen Regelung näherkommen. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 


Druck: Bonner Univcrsitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg I, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/137 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
die Bezeichnung von Textilerzeugnissen 

— Drucksache V/4052 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lenders 


I. 

Der Vorschlag der Kommission — • Drucksache 
V/4052 — ■ wurde vom Herrn Präsidenten mit Schrei- 
ben vom 10. April 1969 an den Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen zur Beratung über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen des 5. Deutschen Bundestages hat die Bera- 
tung der Vorlage nicht mehr aufgenommen, da 
feststand, daß der Rat erst gegen Ende des Jahres 
den Vorschlag der Kommission behandeln werde. 
Auf Grund einer Vereinbarung im Ältestenrat soll 
für Vorlagen der EG, die die Bundesregierung auf 
Grund des Artikels 2 des Ratifikationsgesetzes zu 
den europäischen Verträgen dem Bundestag zur 
Kenntnisnahme zuleitet, der Grundsatz der Dis- 
kontinuität nicht gelten. Die Ausschüsse können 
vielmehr eine erneute Zuweisung von Vorlagen 
beantragen, wenn sie dem Bundestag über diese 
Vorlagen berichten wollen. Für die in Frage ste- 
hende Vorlage hat der Ausschuß die erneute Über- 
weisung beantragt. Dem Antrag ist mit Schreiben 
des Herrn Präsidenten vom 2. Dezember 1969 statt- 
gegeben worden. 

II. 

Der Wirtschaftsausschuß des 5. Bundestages hat 
am 6. Dezember 1968 dem Bundestag (Drucksachen 
V/3604 und ^ V/3604) ein deutsches Gesetz zur Tex- 
tilkennzeichnung zur Beschlußfassung vorgelegt. Der 
Ausschuß hat sich dabei im wesentlichen von folgen- 
den Erwägungen leiten lassen: 


In den letzten Jahrzehnten hat — insbesondere 
auch durch die technische Entwicklung (Chemiefaser) 
— die Vielfalt der textilen Erzeugnisse so zuge- 
nommen, daß weder der Verbraucher noch das Ver- 
kaufspersonal die notwendige Sachkenntnis hat. Es 
liegt daher im allgemeinen Interesse, eine Kenn- 
zeichnungspflicht zu stipulieren, um gleichzeitig 
Merkmale für die einzelnen Grundrohstoffe gesetz- 
lich festzulegen. Dem Verbraucher wird daher ein 
echter Schutz hinsichtlich der Rohstoffangaben ge- 
währt, nach denen er seine Kaufentscheidungen aus- 
richten kann. 

Dieses deutsche Gesetz soll am 1. September 1970 
in Kraft treten. In der Zwischenzeit hat die EG 
Kommission ihrerseits vorgeschlagen, die in der Ge- 
meinschaft geltenden unterschiedlichen Textilkenn- 
zeichnungen im Wege der Harmonisierung des Rechts 
zu vereinheitlichen. Der Ausschuß begrüßt es vornehm- 
lich im Interesse der Verbraucher, daß dieser Vor- 
schlag der Kommission so rechtzeitig, nämlich vor dem 
Inkrafttreten des deutschen Rechts, kommt, um den 
größeren Markt für Textilerzeugnisse der EG über- 
sichtlicher zu machen und nach einheitlichen Ge- 
sichtspunkten zu ordnen. Gleichzeitig werden durch 
die vorgeschlagene Rechtsharmonisierung Handels- 
hemmnisse in der Gemeinschaft abgebaut. Der Aus- 
schuß hat den Vorschlag der Kommission im 
wesentlichen daraufhin geprüft, inwieweit sich die 
Vorschläge der Kommission mit dem deutschen Ge- 
setz decken. Er hat hierbei — kleinere Abweichun- 
gen, die für den Verbraucher von untergeordneter 
Bedeutung sind, wurden außer Betracht gelassen — 
in fünf Punkten wesentliche Abweichungen festge- 
stellt, die bei den weiteren Beratungen korrigiert 
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werden sollten. Der Ausschuß würde es bedauern, 
wenn es der Bundesregierung nicht gelingen könnte, 
in diesen fünf Punkten Regelungen durchzusetzen, 
die sich im günstigsten Falle entweder mit dem 
deutschen Textilkennzeichnungsgesetz decken oder 
ihm doch wesentlich näherkommen. 

Es handelt sich um folgende Vorschriften: 

1. Verwendung der Bezeichnung „Schurwolle" 

Das Textilkennzeichnungsgesetz (§ 4 Abs. 1 

Satz 1) gestattet die Verwendung der Bezeich- 
nung „Schurwolle" überall dort, wo Schurwolle, 
insbesondere auch in Mischungen mit anderen 
Fasern außer aufbereiteter Wolle (Reißwolle) 
enthalten ist. Der Richtlinienentwurf dagegen 
will diese Bezeichnung nur zulassen, wenn das 
Erzeugnis vollständig aus Schurwolle besteht 
(Artikel 5 Abs. 1). Der Verbraucher kann sich nach 
Auffassung des Ausschusses leichter ein Urteil 
über den Rohstoffgehalt und damit mittelbar 
auch über die Qualität eines textilen Erzeugnis- 
ses bilden, wenn er weiß, welche Wollarten in ; 
Mischgeweben enthalten sind. Deshalb sollte die i 
Bundesregierung bei den weiteren Beratungen j 
in Brüssel darum bemüht sein, daß die Bezeich- 
nung „Schurwolle" in Analogie zum deutschen 
Textilkennzeichnungsgesetz auch für Misch- 
gewebe verwendet werden darf. j 

2. Verwendung des Zusatzes „rein" bei Woll- ! 

erzeugnissen | 

Nach § 7 Abs. 1 Satz 1 des Textilkennzeichnungs- j 
gesetzes ist es nicht zulässig, ein Erzeugnis, das 
aus aufbereiteter Wolle besteht mit „reine 
Wolle" zu bezeichnen, weil in der deutschen 
Sprache die Bezeichnungen „reine Wolle" und 
„Schurwolle" weitgehend als gleichbedeutend 
angesehen werden. Der Richtlinienvorschlag will 
in Artikel 5 Abs. 2 dieser deutschen Übung inso- 
weit Rechnung tragen, als der Zusatz „rein" in j 
der deutschen Sprache nur in Verbindung mit ; 
„Schurwolle" verwendet werden darf. Bei Er- 
zeugnissen aus aufbereiteter Wolle soll deshalb 
nur die Bezeichnung „Wolle" verwendet werden 
dürfen. Dagegen will die Richtlinie es gestatten, 
daß auf dem gleichen Etikett die Bezeichnung 
„pura lana" oder „pure laine" erscheint, d. h. bei 
fremdsprachlicher Bezeichnung kann der Zusatz 
„rein" auch in Verbindung mit aufbereiteter 
Wolle verwendet werden. Auch hier scheint dem 
Ausschuß, daß der Verbraucher, dessen Sprach- 
kundigkeit insoweit vorausgesetzt werden muß, 
einen Anspruch darauf hat, sich auf die Einheit- 
lichkeit der Bezeichnung verlassen zu können. | 
Folgt man dem Vorschlag des Richtlinienent- 
wurfs, erhält der Verbraucher durch die erlaubte 
unterschiedliche Verwendung des Wortes „rein" 
keine eindeutige Rohstoffbezeichnung. Deshalb i 
sollte bei den weiteren Verhandlungen Wert dar- 
auf gelegt werden, daß die Bezeichnung „rein" j 
für alle Sprachen bei Angeboten von Wollerzeug- 
nissen auf dem deutschen Markt mir in Verbin- 
dung mit Schurwolle verwendet werden darf. 1 


3. Vorschriften Wettbewerbs- und warenzeichen- 
rechtlichen Charakters 

Das Textilkennzeichnungsgesetz verzichtet aus- 
drücklich auf Regelungen Wettbewerbs- und 
warenzeichenrechtlichen Charakters. Der Gesetz- 
geber wollte es vor allem der Rechtsprechung 
überlassen, irreführende Bezeichnungen zu eli- 
minieren. Es sollte bei der liberalen Regelung 
des deutschen Rechts bleiben. Das in Artikel 3 
Abs. 3 und 4 des Richtlinienentwurfs enthaltene 
Verbot sollte deshalb ersatzlos gestrichen oder 
wenigstens auf die Verwendung irreführender 
Bezeichnungen beschränkt werden. 

4. Umfang der Ausnahmeliste 

Das deutsche Textilkennzeichnungsgesetz enthält 
in § 10 Abs. 2 eine Liste von Textilerzeugnissen, 
die von der Kennzeichnung ausgenommen sind. 
Eine Aufklärung des Verbrauchers über den 
Rohstoffgehalt dieser Erzeugnisse schien dem 
Gesetzgeber nicht erforderlich, weil ihre Kenn- 
zeichnung dem Hersteller und dem Handel häu- 
fig größere Schwierigkeiten und Aufwendungen 
verursachen würde, die in keinem Verhältnis zu 
dem Informationswert stehen. Der Richtlinien- 
entwurf sieht ebenfalls in seinem Artikel 16 Aus- 
nahmen vor; jedoch ist dieser Ausnahmekatalog 
wesentlich kleiner. Der Ausschuß ist der Auffas- 
sung, daß dieser Katalog den tatsächlichen Be- 
dürfnissen nicht entspricht; vielmehr sollte auch 
hier versucht werden, den Ausnahmekatalog im 
Sinne des deutschen Gesetzes zu erweitern. 

5. Bezeichnung von Chemiefasern 

Das Textilkennzeichnungsgesetz gestattet in § 3 
Abs. 1 Ziffern 7 und 8, die Chemiefasern in zwei 
große Gattungsbegriffe „Reyon" für zellulosische 
Fasern und „Synthetics" für synthetische Fasern 
zu subsumieren. Der Richtlinientwurf schreibt da- 
gegen für diese Fasern 21 chemische Gattungs- 
namen vor. Die vorgeschlagenen 21 Gattungs- 
bezeichnungen sind dem Verbraucher fremd. Er 
kann unter diese Begriffe die Vielfalt der syn- 
thetischen Stoffe kaum einordnen. Der Verbrau- 
cher hat Anspruch auf klare Unterscheidungs- 
merkmale, die es ihm gestatten, die Gebrauchs- 
möglichkeiten der Erzeugnisse zu erkennen und 
damit mittelbar auf deren Qualität zu schließen. 
Aus diesem Grunde sollte bei den weiteren Ver- 
handlungen geprüft werden, ob die Liste der 
chemischen Gattungsnamen etwa auf die auf dem 
Markt verbreitetsten Gattungsbezeichnungen be- 
schränkt werden kann. In diesem Falle hätte eine 
dann einsetzende Verbraucheraufklärung eher 
Aussicht auf Erfolg. Eine andere Möglichkeit 
wäre auch, zu prüfen, ob die Gruppenbezeich- 
nungen des deutschen Gesetzes übernommen 
werden oder um einige weitere Gruppen erwei- 
tert werden könnten. Schließlich könnte man 
auch daran denken, hinter die Gattungsnamen 
die deutschen Gruppenbezeichnungen anzufügen. 

Namens des Ausschusses empfehle ich dem 

Hohen Hause, von dem Richtlinienvorschlag der 

Kommission Kenntnis zu nehmen und die Vertreter 
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der Bundesregierung aufzufordern, bei den Ver- 
handlungen in Brüssel eine bessere Angleichung des 
Richtlinienvorschlags an das Gesetz anzustreben. 

Schließlich möchte der Ausschuß noch auf folgen- 
des hinweisen: Das deutsche Textilkennzeichnungs- 
gesetz soll am 30. September 1970 in Kraft treten. Die 
beteiligten Wirtschaftskreise haben jetzt schon zum 
Teil unter Aufwendung erheblicher Kosten mit den 


Vorbereitungen begonnen. Es ist jedoch bekannt, daß 
die EWG-Richtlinie sich nicht voll mit dem deut- 
schen Gesetz decken wird. Um der Wirtschaft 
unnötigen Arbeits- und Kostenaufwand zu ersparen, 
wird dem Bundestag interfraktionell ein Gesetzent- 
wurf zur Änderung des Textilkennzeichnungsgeset- 
zes vorgelegt werden mit dem Ziel, den Termin des 
Inkrafttretens am 1. September 1971 festzusetzen. 


Bonn, den 4. Dezember 1969 


Lenders 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Vorschlag der Kommission — Druck- 
sache V/4052 — Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den wei- 
teren Verhandlungen im Ministerrat der EG 
sicherzustellen, daß 

a) die Bezeichnung „Schurwolle" (Artikel 5 
Abs. 1) in Analogie zum deutschen Textil- 
kennzeichnungsgesetz auch für Mischgewebe 
verwendet werden darf, 

b) die Bezeichnung „rein" (Artikel 5 Abs. 2) 
für alle Sprachen bei Angeboten von Woll- 
erzeugnissen auf dem deutschen Markt nur in 


Verbindung mit Schurwolle verwendet wer- 
den darf, 

c) Artikel 3 Abs. 3 und 4 auf ein Verbot der 
Verwendung von irreführenden Bezeichnun- 
nungen eingeschränkt wird, 

d) der Ausnahmekatalog (Artikel 16) erweitert 
wird, damit er demjenigen des § 10 des deut- 
schen Textilkennzeichnungsgesetzes näher- 
kommt, 

e) zum Schutze der Verbraucher die Bezeich- 
nungen für Chemiefasern (Artikel 3 Abs. 1 
und Anhang I) dem deutschen Textilkenn- 
zeichnungsgesetz anzugleichen sind bzw. daß 
hinter dem Gattungsnamen die Gruppenbe- 
zeichnung angefügt wird. 


Bonn, den 4. Dezember 1969 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Lenders 

Vorsitzender Berichterstatter 
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